
Sanktion, es bestimmt ihre Voraussetzungen und ihre 
Ausgestaltung. Die erzieherische Teilfunktion wirkt in 
dem hierdurch gezogenen Rahmen.
Die Belange des durch eine Pflichtverletzung Geschä- 
digten/6/ bilden also den Kern dieser Sanktionsregelung 
und bestimmen ihre Ausgestaltung: Zum Schutz des 
Geschädigten wird die Ersatzpflicht nicht wegen gerin­
geren Verschuldens des Schädigers gemindert, ist eine 
Entlastung durch individuelle Verschuldensprüfung 
nach Maßstäben des Straf- und Arbeitsrechts ausge­
schlossen und wird Verschulden des Pflichtverletzers 
weitgehend vermutet. Der Schuldner muß auch für Ver­
schulden anderer (der Erfüllungsgehilfen) einstehen, 
ohne einwenden zu können, daß ihn selbst an der 
Pflichtverletzung kein Verschulden trifft.
Diese spezifische Schutz- oder Wiederherstellungsfunk­
tion der zivilrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit 
gestattet und rechtfertigt die — überdies durch öffent- 

~ liehe Werbung empfohlene, zum Teil auch vorgeschrie- 
bene — Möglichkeit, sich durch eine Haftpflichtversiche­
rung gegen Ansprüche aus außervertraglicher Verant­
wortlichkeit zu schützen, d. h. gegen Rechtsnachteile, 
die den Inhalt der außervertraglichen materiellen Ver­
antwortlichkeit bilden, was mit einem Vorrang der 
erzieherischen Funktion dieser Verantwortlichkeit vor 
ihren anderen Funktionen schwerlich zu vereinbaren 
wäre. Dieser Zusammenhang muß auch bei der Funk­
tionsbestimmung der außervertraglichen zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeit beachtet werden, da hier die meisten 
Schadenersatzleistungen durch die Versicherung er­
bracht werden. Die Versicherbarkeit/7/ prägt damit 
weitgehend die außervertragliche materielle Verant­
wortlichkeit.
Die Spezifik der geltenden Regeln des Zivilrechts über 
die materielle Verantwortlichkeit ist weiterhin dadurch 
geprägt, daß sie gleichermaßen auf Bürger und ju­
ristische Personen zugeschnitten sind/8/: Sie gelten für 
vertragliche Beziehungen der Bürger untereinander, 
zwischen Bürgern und juristischen Personen sowie bei 
außervertraglicher Schadenszufügung auch für die Be­
ziehungen juristischer Personen untereinander./!)/
Die unterschiedslose Verwendung des zivilrechtlichen 
Fahrlässigkeitsbegriffs auch für die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen bedingt um so mehr den Verzicht 
auf eine Analyse des psychischen Zustandes des Ver­
antwortlichen, setzt also erst recht einen fiktiven In­
halt des Fahrlässigkeitsbegriffs gegenüber dem straf­

ft/ Das bedeutet auch, daß die Sanktion grundsätzlich nicht 
den Schaden erfaßt, der über den unmittelbar Geschädigten 
hinaus der Gesellschaft zugefügt wurde. Dieser Bezug ist für 
die zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Bürgers weniger 
gravierend und kann daher hier nur angedeutet werden. Er 
gewinnt jedoch mit der wachsenden Arbeitsteilung im natio­
nalen und internationalen Kähmen rasch zunehmende Bedeu­
tung für die materielle Verantwortlichkeit der Betriebe. Hier 
können Pflichtverletzungen immer weitreichendere und un­
bestimmbarere Kettenreaktionen ausiösen. Andererseits muß 
bei jedem komplexen Reproduktionsprozeß das Auftreten von 
Störungen und Schäden durch einzelne Pflichtverletzungen 
Dritter, z. B. durch Verzögerungen einzelner Zulieferungen 
und Teiileisitungen, im voraus mit einem Wahrscheinlichkeits­
faktor einkalkuliert und in Reserven des Netzplans usw. be­
rücksichtigt werden. Damit werden die Grenzen zwischen ver­
tretbaren Schadensketten und dem im voraus zu planenden 
Risiko des Geschädigten in zunehmendem Maße unbestimmt. 
/7/ Hierbei entsteht allerdings die Gefahr, daß die Beschrän­
kung der erzieherischen Wirkung der zivilrechtlichen Verant­
wortlichkeit zur Sorglosigkeit verleitet. Dieser Gefahr vermag 
das Bewußtmachen der Einheit von moralischen und recht­
lichen Verhaltensanforderungen wirksamer zu begegnen als 
die zu nutzenden und auszubauenden Möglichkeiten des Ver­
sicherungsregresses bei schweren Pflichtverletzungen.
161 Zu den Gründen für' eine Aufhebung dieses abstrakten 
Maßstabes vgl. M. Posch, „Die materielle Verantwortlichkeit 
des Bürgers und der Betriebe im Zivilrecht“, Staat und Recht 
1970, Heft 7, S.'llllf.
191 Die Punktion der Regelung zwischen juristischen Perso­
nen wirkt ähnlich wie die materielle Verantwortlichkeit im 
Rahmen des Wirtschaftsrechts. Sie kann in diesem Zusammen­
hang als eine der wirtschaftlichen Rechnungsführung gemäße 
Leitungsmethode der Schadenslokalisation gekennzeichnet 
werden.
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recht voraus, mit dessen Grundsätzen ein Verschulden 
juristischer Personen nicht vereinbar ist. Schon aus die­
sem Grunde mußte der Verzicht auf einen besonderen 
zivilrechtlichen Fahrlässigkeitsbegriff zunächst als un­
durchführbar erscheinen.
Die Spezifik der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit ge­
genüber der strafrechtlichen beruht sonach auf ihrer 
besonderen Funktion, die primär von den Belangen der 
durch Pflichtverletzungen Gefährdeten und Geschädig­
ten bestimmt wird und erst sekundär von der Wirkung 
der Reaktion auf den Verantwortlichen ausgeht. Daraus 
folgt die Objektivierung der Anforderungen: Nicht die 
individuelle Vorwerfbarkeit einer Pflichtverletzung 
prägt das Maß der Sanktion, sondern das Schutz- und 
Sicherheitsbedürfnis des Betroffenen. Entscheidend ist 
daher nicht die Frage nach der Schuld, sondern die 
Frage, auf welches Verhalten des Verantwortlichen sich 
der Geschädigte im gesellschaftlichen Zusammenleben 
verlassen konnte, was er erwarten durfte, worauf er 
vertrauen konnte.
Bei Verträgen muß jeder Partner sich darauf verlassen 
können, daß der andere das Versprochene leistet und 
daß er — sofern nichts Außergewöhnliches dazwischen 
kommt — in der Lage ist, die Leistung ordnungsgemäß 
zu erbringen. Eine Berufung auf mangelnde Fähigkeit, 
mangelnde Erfahrung, mangelnde Ausrüstung, man­
gelnde technische Voraussetzungen usw. kann grund­
sätzlich nicht berücksichtigt werden. Der Maßstab rich­
tet sich also nicht danach, was der Schuldner weiß, 
kann und vermag, sondern danach, was der Vertrags­
partner objektiv erwarten darf./10/
Soweit ein Vertrag nach seinem Inhalt auf eine beson­
ders qualifizierte Leistung gerichtet ist, darf die erfor­
derliche Leistungsfähigkeit erwartet werden und muß 
der Schuldner dafür einstehen. Wurde dagegen eine 
Verpflichtung vertraglich mit dem Hinweis übernom­
men, daß der Schuldner nicht für einen bestimmten 
Leistungserfolg einstehen könne, kann sich auch der 
Partner nur auf eine entsprechend begrenzte Leistungs­
fähigkeit verlassen.
Ähnliche Grundsätze gelten bereits für das Zustande­
kommen von Verträgen und für die vorvertraglichen 
Pflichten zur Zusammenarbeit: Wer hierbei durch sein 
Verhalten begründetes Vertrauen in eine künftige Ver­
haltensweise, sachkundige Beratung oder besondere Lei­
stungsfähigkeit erweckt, muß grundsätzlich dafür ein­
stehen, daß dieses Vertrauen nicht verletzt wird.
Auch bei der außervertraglichen Verantwortlichkeit 
wird das Maß der Sanktion primär von den Schutz- und 
Sicherheitsbedürfnissen des von einer Pflichtverletzung 
Betroffenen bestimmt.
Den Maßstab bilden zunächst die an jeden Bürger und 
an jeden Betrieb in der sozialistischen Gesellschaft zu 
stellenden und mit dem gesellschaftlichen Bewußtsein 
ständig wachsenden Verhaltensanforderungen im Zu­
sammenleben. Erhöhte Anforderungen sind zu stellen, 
wenn eine bestimmte Tätigkeit erhöhte Gefahren und 
erhöhte Verantwortung für die Sicherheit anderer ein­
schließt (so z. B. für Bauarbeiten, Baggerarbeiten, Ge­
rüstarbeiten, Dachreparaturen hinsichtlich der Sicher­
heit der Passanten), und zwar unabhängig von einer 
etwa weitergehenden Haftung für Quellen erhöhter 
Gefahr. Auch hier ist danach zu urteilen, welches Ver­
halten, welche Sorgfalt im gesellschaftlichen Zusam­
menleben vorausgesetzt werden muß.

Zur erzieherischen Wirkung der zivilrechtlichen 
V erantwor tlichkeit
Die erzieherische Teilfunktion der zivilrechtlichen Ver­
antwortlichkeit ist — wie gezeigt wurde — in den Rah-
no/ Vgl. BG Rostock, Ürtedl vom 25. März 1970 - H BCB 33/69 - 
(NJ 1971 S. 751).


